Deutſcher Reichstag. 
208. Sitzung vom 11. Juni 1900. 

Am Tiſche des Bundesraths: Staatsſekretär 
Graf Poſadowsky. Staatssekretär Dr. Nieberding. 

Präfident Graf Balleſi rem eröffnet die 
Sitzung um 12 Uhr 20 Min. 

Petitionen, welche von der Kommiſſion für dle 
Petitlonen als nicht geeignet zur Erörterung im 
Plenum erachtet ſind, werden ohne Debatte erledigt. 

Die Rechnungen über den Haushalt der afri⸗ 
kaniſchen Schutzgebiete für 1894/95 und 1895/96 
werden in dritter Leſung endgiltig erledigt. 

Es folgt die Interpellation der Abgg. Albrecht 
(Soz.) und Genoſſen: „Iſt dem Herrn Reichs⸗ 
kauzler bekannt, daß der Bundesſtaat Anhalt durch 
das Geſetz vom 16. April 1899, Reuß j. L. durch 
ein von der Regierung vorgelegtes, vom Landtage 
angenommenes Geſetz, betr. die Bekämpfung des 
Kontraktbruchs ländlicher Arbeiter, und die Re⸗ 
gierung des Bundesſtaats Lübeck durch eine Ver⸗ 
ordnung vom 24. April 1900 Beſtimmungen ge⸗ 
troffen haben, welche 

a) theilweis das durch § 152 der Gewerbe⸗ 
ordnung eingeführte Koalitionsrecht der Ars 
beiter einſchränken? 

b) theilweis Einwirkungen auf den Willen anderer 
Perſonen, entgegen den Beſtimmungen des 
Strafgeſetzbuchs, des Art. 4 der Reichsver⸗ 
faſſung und der 88 2 und 5 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Strafgeſetzbuche, unter Strafe 
telle? f 

e) thellweis im Widerſpruch zu § 888 der 
Civilproceßardnung die dort verbotene Durch⸗ 
führung eines civilrechtlichen Anſpruchs auf 
Fortſetzung eines Dienſtverhältniſſes mittels 
Zwangsmaß regeln landrechtlich einführen? 

und was gedenkt der Herr Reichskanzler zu thun, 
gegenüber dieſen Bundesſtaaten der Reichsgeſetz⸗ 
gebung Geltung zu verſchaffen? 

Staatsſekretär Dr. Nieberding erklärt ſich 

bereit, die Interpellation zu beantworten. 

Abg. Dr. Stadthagen (Soz.) begründet 
die Interpellation. Die genannten Geſetze ent⸗ 
hielten eine Umgehung des Reichsrechts, ſie 
widerſprächen der Reichsverfaſſung. Es beſtehe 
hier ein planmäßiges Vorgehen, die Verfaſſung zu 
ignoriren. Ein Bruch der Reichsvecfaſſung ſei 
aber ein Meineid, denn die Reichsverfaſſung ſei 
als „Geſetz“ beſchworen, wenn auch nicht aus⸗ 
drücklich. Die perſönliche Freiheit dürfe nicht an⸗ 
getaſtet werden. Das könnten die Konſervativen 
nicht begreifen ; ſie ſeien jo arbeiterfeindlich, daß 
ſie ſogar einen Zoll auf Heringe wünſchten. 

Präſident Graf Bal leſtrem unterbricht den 
Redner mit der Bemerkung, es handle ſich hier 
nicht um den Heringszoll. (Heiterkeit.) 

Abg. Stadthagen (fortfahrend): Die 
Arbeit habe ein Recht auf Schutz, fie dürfe nicht 
durch Landesgeſetze mißhandelt werden. Die lünd⸗ 
lichen Arbeiter ſeien nicht als Sklaven oder Hörige 
zu behandeln. Redner erinnert an den Ausſpruch 
des Kaiſers über die Zustände der Arbeiterwoh⸗ 
nungen in Cadinen. Er ſchließt ſeine zweiſtündige 
Rede mit dem Hinweis auf die Möglichkeit einer 
Reichsexekutlon gegen die betheiligten Bundesſtaaten. 
(Beifall bei den Sozialdemokraten.) 

Staatsſekretür Dr. Nieberding: Daß 
Reichs recht vor Landesrecht geht, darüber find wir 
natürlich Alle einverftanden. Ob ein Eingriff in 
das Reichsrecht vorliegt, iſt die Frage. Die Inter⸗ 
pellation hal dem Reichskanzler Veranlaſſung 
gegeben, zu prüfen, ob die in der Interpellation 
angegriffenen landesrechtlichen Beſtimmungen in der 
der That gegen das Reichsrecht verſtoßen. Die 
Zweckmüßigleitsfrage entzieht ſich feiner Prüfung. 
Die in der Juterpellatton angeführten Beſtimmungen 
ftellen keineswegs etwas Neues im Landesrecht 
der deutſchen Einzelſtaaten dar. Aehnliche or: 
ſchriſten, wie fie in den Gesetzen von Anhalt und 
Reuß j. L. enthalten ſind, gelten auch in Preußen. 
Das Kammergerlcht hat anerkannt. daß die fort⸗ 
dauernde Geltung dieſer Beſtimmungen gegenüber 
dem Reichsrecht als zweifellos anzusehen iſt. 
Ferner ſind in dem weitaus größten Theil Deutſch⸗ 
lands landesrechtliche Beſtimmungen vorhanden, 
nach denen vertragsbrüchiges Geſinde im Wege der 
Verwaltungsexekution dem Dienſt wieder zugeführt 
werden kann. Was die Lübiſche Verordnung be⸗ 
trifft, ſo hat der Reichstag bei Gelegenheit der 
Berathung des Geſetzentwurfs über den Schub des 
gewerblichen Arbeitsverhältniſſes die landes rechtlichen 
Verordnungen gegen das Strelkpoſtenſtehen als be⸗ 
ſtehend anerkannt. Redner führt unter Berufung 
auf Entſcheidungen des Reichsgerichts aus, daß 
vom Rechtsſtandpunkte aus die fraglichen Geſetze 
und Verordnungen nicht angreifbar ſeien und der 
Reichskanzler daher nicht in der Lage fei, gegen 
dieſelben Einſpruch zu erheben. Die Faſſung der 
Lübiſchen Verordnung ſel allerdings geeignet, ihren 


geweſen. 


Sinn zweifelhaft erſcheinen zu laſſen. Nach der 
Erklärung des lübiſchen Senats ſtelle ſie ſich aber 
dar als eine Verordnung zum Schutze des Verkehrs 
und der öſſentlichen Ordnung. 

Auf Antrag des Abg. Singer (Soz.) tritt 
das Haus in die Beſprechung der Interpellation ein. 

Abg. Baſſermann (Natl.): Die lübiſche 
Verordnung ſpreche deutlich aus, daß ſie nicht den 
Verkehr und die öffentliche Ordnung, ſondern das 
Koalitionsrecht betreffe. Die Ausführungen des 
Staatsſekretärs hätten den Redner nicht überzeugen 
können, daß dieſe Verordnung mit der Reichsge⸗ 
werbeordnung vereinbar ſei. Die durch Reichsge⸗ 
ſetze geregelten Materien unterlägen nicht der 
Geſetzgebung der Einzelſtaaten. Bei ſo eklatanten 
Verletzungen des Reichsrechts, wie der vorliegenden, 
ſollte man nicht die Entſcheidung der Gerichte ab⸗ 
warten, ſondern von Reichswegen einſchreiten. 
Anders verhalte es ſich mit der Beſchaffung des 
Kontraktbruches. Hier ſei die Landesgeſetzgebung 
zuſtändig. 

Abg. Dr Spahn (Ctr.) äußert ſich in ähn⸗ 
lichem Stine. Nachdem der Reichstag den Geſetz⸗ 
entwurf zum Schutze des gewerblichen Arbeits⸗ 
verhältniſſes abgelehnt habe, ſei es verfaſſungs⸗ 
widrig, wenn Einzelſtaaten ſelbſtſtändig entſprechende 
Geſetze erlaſſen. (Sehr richtig! links und im 
Centrum.) Heute werde viel über Leutenoth ge⸗ 
klagt. Durch Geſetze, wie die in der Interpella⸗ 
tion genannten, zwinge man die Arbeiter, die 
Landestheile zu verlaſſen, wo ſolche Geſetze be⸗ 
ſtehen. Das Reichs⸗Juſtizamt ſollte dafür ſorgen, 
daß auf dieſem Gebiete Rechtseinheit herrſche. 
(Beifall im Centrum und links.) 

Staatsſekretär Dr. Nieberding: 


Intereſſen der Reichsgeſetzgebung wahrzunehmen, 
es müſſe aber auch auf die berechtigte Freiheit der 
Einzelſtaaten Rückſicht nehmen. Es ſei eine 
wunderbare Zumuthung, daß der Reichskanzler die 
Aufhebung einer Polizeiverordnung von einem 
Bundesſtaat verlangen ſolle, die die höchſten Ge⸗ 
richte desſelben Bundesſtaates für giltig erklärt 
haben. 

Abg. Dr. Müller ⸗ Meiningen (fr. Vp.) : 
Ohne die Zuchthausvorlage wäre Läbeck nicht fo 
vorgegangen. Wenn die Reichsregierung meine, 
daß auf dieſem Gebiete noch viel zu thun ſei, 
weshalb bringe ſie denn kein Reichsgeſetz ein? 
Dex Reichstag würde ihr jedenfalls die richtige 
Antwort geben und keinesfalls derartigen Gewalt⸗ 
maßregeln zuſtimmen. (Beifall.) 

Abg. Dr. Röſicke⸗Deſſau (b. k. Fr.): In 
Anhalt gebe es eine Reihe vorzüglicher Geſetze 
und Einrichtungen z. B. auf dem Gebiete des 
Schulweſens; man hätte ſich nicht gerade die 
Zuchthausvorlage zum Muſter nehmen ſollen. Das 
fragliche Geſetz verdiene mit vollem Recht den 
Namen „Ausnahmegeſetz“. In Anhalt habe man 
ſich leicht über reichsgeſetzliche Bedenken hinweg⸗ 
geſetzt, in acht Tagen ſei das ganze Geſetz erledigt 
Man habe ſich dort auf die preußiſche 
Verordnung von 1854 berufen, ſel aber noch 
weiter gegangen. Nun werde Preußen nächſtens 
noch weiter gehen. (Heiterkeit. ) 

(Der Reichskanzler Fürſt zu Hohenlohe hat 
den Saal betreten.) 

Abg. Gr. Klinckowſtröm (konſ.) polemifirt 
gegen den Abg. Stadthagen. 

Abg. Heine (Soz.): Eine Bestrafung des 
Kontraktbruchs widerſtreite dem Geiſte unſeres 
ganzen bürgerlichen Rechts. Auf das Reichsgericht 
ſollte ſich der Staatsſekretär nicht berufen, denn es 
habe ſchon oft in entſcheidenden Punkten ſeine 
Meinung geändert. Bedeutende Strafrechtslehrer 
vertreten gerade in der vorliegenden Frage eine 
andere Meinung. Die Entſtehung der Lübecker 
Verordnung ſei bekannt. Früher habe man dort 
das Streikpoſtenſtehen als groben Unfug beſtraft, 
und erſt als das hanſeatiſche Oberlandesgericht 
dieſe Rechtsſprechung verworfen hatte, habe man 
dieſe Verordnung erlaſſen. ö 

Hanſeatiſcher Miniſter Dr. Klüg mann: 
Die Ausſchreitungen aus Anlaß der Ausſtände 
haben den Senat bewogen, dem Streikpoſtenſtehen 
ein Ende zu machen. Die Auffaſſung, daß eine 
einzelſtaatliche Polizelverordnung dadurch lahm ge⸗ 
legt werden kann, daß der Reichstag zu keinem 
Veſchluſſe kommt, iſt unhaltbar. So aber liegt die 
Sache hier. Das Koalitionsrecht, das reichsgeſetz⸗ 
lich jo geſichert ift (große Heiterkeit links) wird 
durch die Verordnung nicht berührt. Das Poſten⸗ 
ſtehen iſt durchaus entbehrlich für Ausſtände. 
Vielfach iſt Lübeck mit ſozialen Einrichtungen 
vorangegangen. 

Staatsſekretür Graf Bülow: Es iſt im 
Laufe der Diskuſſion ein ttalieniſcher Erlaß zur 
Sprache gebracht worden, welcher vor der Aus⸗ 
wanderung der Arbeiter nach Deutſchland warnt. 
Ich möchte zunüchſt konſtatiren, daß es ſich nicht 
um einen amtlichen Erlaß handelt, ein amtliches 
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Circular, ſondern um eine Notiz, die erſchienen iſt 
in einer italieniſchen Zeitſchrift, die etwa den 
Charakter trägt der bei uns im Reichsamt des 
Innern erſcheinenden „Nachrichten für Handel und 
Induſtrie“. Eine Reihe fremder Staaten legt 
das Beſtreben an den Tag, ihre Arbeiter abzu⸗ 
halten, nach Ländern auszuwandern, wo ſie loh⸗ 
nendere Arbeitsbedingungen finden. Zu den 
Mitteln, die Auswanderung zu verhindern, gehört 
es auch, Nachrichten einzuziehen über die Arbeits⸗ 
verhältniſſe und Lebensverhältniſſe in fremden 
Ländern und ſolche Nachrichten, wenn ſie ungünſtig 
lauten, der Oeffentlichkeit zugängli ) zu machen. 
Im vorliegenden Falle iſt die italieniſche Re⸗ 
gierung von ihren Agenten offenbar irrthümlich 
informirt worden. (Heiterkeit und Widerſpruch 
links.) Ich bin dieſen falſchen Behauptungen 
ſelbſtverſtändlich in geeigneter Weiſe entgegen⸗ 
getreten und bemüht geweſen, nach Möglichkeit 
derartige irrige Vorſtellungen zu beſeitigen. (Beifall.) 

Bundesrathsbevollmächtigter Dr. Paul ſen: 
Reuß j. L. habe nichts gethan, als ein Gebiet 
geregelt, auf das ſich die Reichsgeſetzgebung noch 
nicht erſtrecke. 

Abg. Schwartz⸗Lübeck (Soz.): Die Aus⸗ 
ſchreitungen in Lübeck ſeien nicht durch die 
Streikenden, ſondern durch die Arbeitgeber hervor⸗ 
gerufen worden. 3 

Abg. Dr. Röſicke⸗Kaiſerslautern (b. k. F.): 
Ein Kontraktbruch ſei bei ländlichen Arbeitern 
anders zu beurtheilen, als bei induſtriellen, weil 
für die ländlichen Arbeiter die Verhältniſſe ganz 
anders lägen. 

Nach weiteren Bemerkungen des Abg. Baudert 
(Soz.) ſchließt die Debatte. 

Es folgt eine perſönliche Bemerkung des Abg. 
Stadthagen. 

Um 6 ¼ Uhr geht das Haus über zur zweiten 
Berathung des Geſetzentwurfs, betr. die Bekämpfung 
gemeingefährlicher Krankheiten. 

Die Paragraphen 1 bis 13 werden ohne De⸗ 
batte nach den Beſchlüſſen der Kommiſſion an⸗ 
genommen. 

Zu $ 14 (Abſonderung kranker oder anſteckungs⸗ 
verdächtiger Perſonen) vertritt Abg. Wurm (Soz.) 
einen Antrag Baudert, der dem behandelnden Arzt 
dieſelben Befugniſſe geben will, wie dem beamteten. 

Abg. Rembold (Ctr.) begründet einen 
Antrag, wonach Angehörigen und auf Verlangen 
des Kranken auch anderen Perſonen der Zutritt zu 
dem Kranken geſtattet ſein ſoll, inſoweit es zur 
Erledigung wichtiger und dringender Angelegen⸗ 
heiten geboten iſt. 

Abg. Antrick (Soz.) empfiehlt einen zweiten 
Antrag Baudert, der den Kranken die Befugniß 
geben will, außer dem Arzt und dem Seelſorger 
andere Perſonen zu feiner Behandlung zuzuziehen, 
und entwirft zur Begründung desſelben ein Bild 
entſetzlichen Elends, das in einem Krankenhauſe 
herrſche. 

Abg. Prinz zu Schoenaich⸗Carolath 
fordert den Vorredner auf, die thatſächlichen Unter⸗ 
lagen ſeiner Ausführungen anzugeben, damit Re⸗ 
medur eintreten könne. 

Abg. Reißhauß (Soz.) begründet einen 
Antrag, der dem Kranken die Wahl der Heil⸗ 
methode freiſtellen will. Der Abg. Antrick habe 
keineswegs Ausnahmezuſtände geſchildert. 

An der weiteren Debatte betheiligen ſich Abg. 
Direktor Köhler, der die Anträge bekämpft, Abg. 
Antrick, der die vom Prinzen Schoenaich⸗Carolath 
verlangten näheren Angaben macht, Geheimrath 
Dr. Kirchner, Abg. Dr. Müller = Sagan, Abg. 
Reißhauß. | 

Der Antrag Reißhauß wird abgelehnt, § 14 
mit den Anträgen Baudert und Rembold an⸗ 
genommen. 

Der Reſt des Geſetzes wird ohne erhebliche 
Debatte in der Faſſung der Kommiſſion angenommen. 

Die von der Kommiſſion beantragte Reſolution 
betr. obligatoriſche Leichenſchau wird angenommen, 
die Petionen erledigt. 

Das Haus vertagt ſich. 

Nüchſte Sitzung: Dienſtag 11 Uhr. Tages⸗ 
ordnung: 1.) Handelsproviſorium mit England: 
2) Seuchengeſetz (3. Leſung); 3) Novelle zum 
Stempelgeſetz; 4) Novelle zum Zolltarif; 5) Flotten⸗ 
novelle; 6) Wahlprüfungen. 


(Schluß nach 8 ¼ Uhr.) 


Preußiſcher Landtag. 


Abgeordnetenhaus. 
78. Sitzung vom 11. Juni. 

Die Hochwaſſer⸗Vorlage ſteht zur dritten Be⸗ 
rathung. In der Generaldebatte nimmt das 
Wort Abg. Graf Limburg (ekonſ.): Die An⸗ 
träge, die meine Freunde bei der zweiten Leſung 
einbrachten, die Ausführung der Vorlage bis zur 


eilung 


(Zweites Blatt) 


1900. 


geſetzlichen Feſtlegung anderer Flußregulirungen 
auszuſetzen, ſind als unerhörte Maßregel bezeichnet 
worden; aber man überſieht, daß dieſer Maßregel 
andere viel unerhörtere Maßregelungen der Be⸗ 
amten vorausgegangen ſind, die gegen den Mittel⸗ 
land⸗Kanal geſtimmt haben. Dieſen Leuten iſt 
bitteres Unrecht geſchehen, und die Art, wie man 
die Kanalvorlage im Ganzen durchdrücken und 
damit die Freiheit der Entſchließung über die ein⸗ 
zelnen Theile beſeitigen will, hat im Lande große 
Verſtimmung hervorgerufen. Einzelne meiner 
Freunde verwerfen die Hochwaſſer⸗Vorlage, weil 
fie dieſelbe als ſchädigend für andere Lar destheile 
halten. Die Mehrheit meiner Partei aber ſtimmt 
der Vorlage zu, da ſie glaubt, daß die beſtimmt 
abgegebenen Erklärungen der Regierung genügen 
müſſen. 

Landwirthſchaftsminiſter v. Hammerſtein: 
Die Regierung hält allerdings daran feſt, daß eine 
einheitliche Kanalvorlage eingebracht werden muß. 
Damit ift aber die Freiheit des Hauſes, einzelne 
Theile derſelben abzulehnen, nicht beſchrünkt. 
Selbſtverſtändlich behält ſich die Regierung vor, 
zu einer geänderten Vorlage Stellung zu nehmen. 

Abg. Prätorius (konſ.) bemängelt, daß 
die Landwirthſchaftskammer nicht gutachtlich über 
die Vorlage gehört iſt. 

Geh. Rath v. Seheer⸗Thoß entgegnet, 
die Kammer habe ſich um die Sache nicht bemüht. 
(Murren rechts.) 

Abg. Him burg k(eonſ.) ſpricht fein Be⸗ 
dauern aus über die Vernachläſſigung der Gegend 
an der unteren Elbe. 

Minifter v. Hammerſtein erklärt, daß die 
Regierung wegen der erforderlichen Maßnahmen 
bereits Erwägungen eingeleitet habe. Damit ſchließt 
die Generaldebatte. Die 88 1 bis 21 werden 
unverändert genehmigt. 

Zu § 22 wird ein Antrag v. Zedlitz 
(frkonſ.) angenommen, wonach den nicht bedrohten 
Gemeinden die Hand⸗ und Spann⸗Dienſte nicht 
vergütet werden ſollen. § 41 erhält eine lediglich 
redaktionell geänderte Faſſung. Der Reſt der 
Vorlage bleibt unverändert. Der Geſetzentwurf 
wird ſofort in der Geſammtabſtimmung angenommen. 

Sodann werden mehrere Reſolutionen zur 
Debatte geſtellt, von denen eine vom Abg. 
v. Arnim (konſ) beantragte Maßnahmen der 
Regierung zur Verhütung von Ueberſchwemmungen 
im Laufe der unteren Oder verlangt. 

Miniſter v. Thielen erklärt, daß dieſe Re⸗ 
ſolution eigentlich offene Thüren einſtößt, da ſolche 
Maßnahmen längſt vorbereitet worden find; wenn 
aber das Haus auf die Annahme der Reſolution 
Werth legt, ſo ſtelle ich die Annahme anheim. 
Nach längerer Debatte wird die Reſolution Arnim 
angenommen, ebenſo die von der Kommiſſion vor⸗ 
geſchlagene Reſolution, die Regierung zu erſuchen, 
baldmöglichſt mit der geplanten Verbauung der 
Wildbüche und dem Bau der Stauweiher vor⸗ 
zugehen. 

Ferner wird genehmigt eine Reſolution des 
Abg. Letocha (Ctr.): Die Regierung wollte 
Maßnahmen zur Verhütung von Hochwaſſerge⸗ 
fahren im oberen Laufe der Oder von der Landes⸗ 
grenze bei Oſta bis Coſel und der Nebenflüſſe Oppa 
und Zinna treffen. 

Endlich kommt zur Annahme eine Reſolution 
Heiſig (Ctr.): Die Regierung wolle darauf 
hinwirken, daß die Beſtimmungen des Hochwaſſer⸗ 
geſetzes ſobald als möglich auf die Klodnitz und 
ihre Zuflüſſe ausgedehnt werden. Sodann verab⸗ 
ſchiedet das Haus den Vertrag zwiſchen Preußen, 
Oldenburg und Bremen über den weiteren Ausbau 
der Fahrbahn in der Außenweſer und erledigt 
Eingaben. Keine der Petitionen bot allgemeines 
Intereſſe. Nächſte Sitzung: Dienſtag. (Inter⸗ 
pellation Chensly (Ctr.) betr. Trajektverkehr 
auf dem Rhein zwiſchen Bingen und Rüdesheim; kleine 
Vorlagen. 


Herrenhaus. 


Das Haus nahm den Geſetzentwurf betreffend 
die Zwangserziehung Minderjähriger in der vom 
Abgeordnetenhaus abgeänderten Faſſung an und 
genehmigte den Entwurf betreffend die Bildung der 
Wählerabtheilungen bei den Gemeinden unverändert 
nach den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes. 
Nächſte Sitzung: Dienſtag 1½ Uhr. Waarenhaus⸗ 
ſteuer und kleine Vorlagen. Ain. 


Vvermiſchtes. 


Ein Wahnſinniger auf dem Na⸗ 
tlonaldenkmal in Berlin erregte Montag 
Nachmittag großen Auflauf. Er hatte ſich, bis 
aufs Hemd entkleidet, auf dem oberen Podeſt 
niedergelegt. Ein Schutzmann brachte ihn nach 
der Unfallſtation. s 


Auf die Popularität Kaiſer Bil 
helms in England weiſt der engliſche Muſiker 
Sullivan hin, deſſen Operette „Mikado“ eben im 
kgl. Opernhauſe zu Berlin aufgeführt wurde. Sulli⸗ 
van ſagte zu dem Kaiſer, welcher der Aufführung 
beiwohnte: „Ew. Majeſtät würden in London 
einen Empfang finden, ſo begeiſtert, wie er nie⸗ 
mals vorher einem Souverän in England bereitet 
worden iſt. Zwei Männer find jetzt bei uns 
populär: Lord Roberts und Ew. Majeſtät.“ „Ja 
Roberts!“ ſagte der Kaiſer raſch, „das iſt ein 
Mann, der hat ſeine Sache glänzend gemacht. Ich 
habe ihn wirklich aufrichtig bewundert!“ Weiter 
äußerte der Monarch: „Ich freue mich, zu hören 
daß man bei Ihnen meine freundlichen Gefühle 
kennt und ſie zu würdigen weiß. Vielleicht komme 
ich nach Cowes.“ „Ja, aber wenn Ew. Mejejtät 
von Cowes aus London beſuchen wollen, dann 
würden Sie ſehen, welcher Begeiſterung wir 
Engländer, die wir äußerlich ſo ruhig und kalt er⸗ 
ſcheinen, fähig ſind. Es währe ein Empfang, der 
ſeinesgleichen bisher in London nicht hatte.“ Der 
Kaiſer überreichte dem Komponiſten prachtvolle, 
mit Brillanten beſetzte Manſchettenknöpfe. — 

Der Kronprinz kam am Sonnabend 
Nachmittag gegen 5 Uhr in Begleitung eines 
höheren Offiziers aus dem Döberitzer Lager, wo 
er jeit dem 6. d. Mts. mit dem 1. Garde⸗Regi⸗ 
ment z. F. weilt, nach dem Spandauer Stadt⸗ 
walde, deſſen Jagd er, ebenſo wie frühere Kron⸗ 
prinzen, gepachtet hat. Er pirſchte mit ſeinem 
Begleiter dis gegen 9 Uhr und ließ ſich auch 
durch einen ſtarken Regenguß von der Fortſetzung 
der Jagd nicht abhalten. Er erlegte fünf Reh⸗ 
böcke, ſein Begleiter zwei. Der Kronprinz iſt ein 
vorzüglicher Schütze. Als er in das Jagdgebiet 
fuhr, begegnete ihm im Walde eine auf einer 
Turnfahrt befindliche Berliner Knabenſchule, die 
ihn in ſeinem Jagdanzuge erkannte. Die Schüler 
brachen in freudige Hurrahrufe aus, der Kronprinz 
dankte herzlich erfreut über dieſe unerwartete Be⸗ 
grüßung der kleinen Berliner. Bevor er zur 
Jagd aufbrach, hatte er in dem einfachen Hauſe 
des ſtädtiſchen Oberförſters Bein, der die Jäger 
ſpäter begleitete, den Kaffee eingenommen. 

Ein hohes Brautpaar, und zwar ein 
ſo hohes, wie es wohl noch niemals in Berlin die 
Hilfe des Standesbeamten in Anſpruch genommen 
haben dürfte, um den Bund für das Leben zu 
ſchließen, hat geſtern Vormittags ſeinen Beſuch in 
Berliner Redaktionen abgeſtattet. Der 23 Jahre 
alte Bräutigam Oswald Balling, in Kiſſingen ge⸗ 
boren, mißt nämlich nicht weniger als 2,18 Mtr., 
während jeine etwas kleinere Auserkorene, die 20- 
jährige Hee⸗Sen, die in Tonkin geborene, von 
einem Deutſchen ſtammende Tochter einer Tonki⸗ 
neſin, die immerhin noch reſpektable Höhe von 
1,96 Meter aufweiſt. Der Bräutigam, welcher in 
den Jahren 1896 bis 1898 jeiner Dienſtpflicht 
als Flügelmann im Leibregiment zu München ge⸗ 
nügt hat, führt in der Artiſtenwelt die Bezeich⸗ 
nung „Goliath der deutſchen Armee“. Das ſich 
durch ebenmäßige Schlankheit auszeichnende Paar, 
das ſich auch ganz angenehmer Geſichtszüge er⸗ 
freut, wird in nächſter Zeit in den heiligen Ehe⸗ 
ſtand treten, wobei ihm als Zeugen ein nicht 


Bekanntmachung. 
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minder ſeltſames Paar zur Seite ſtehen wird, 
und zwar der 17 Jahre alte „deutſche Däum⸗ 
ling (88 Centimeter hoch) und das „nordiſche 
Heinzelmännchen“ Ola Oelſen, der 50 Jahre alt 
iſt und 96 Centimeter mißt. 


Die Odyſſe der Koffer. Drei Brettl⸗ 
Künſtlerinnen ſetzten dieſer Tage die Kriminalpolizei 
und die Eiſenbahnbehörde in Berlin in Bewegung, 
weil ſie glaubten, ſchwer beſtohlen worden zu ſein. 
Die Nachforſchungen aber hatten ein auderes Er⸗ 
gebniß. Die Sängerinnen, die nach Gera fahren 
wollten, um dort in einer Singſpielhalle aufzu⸗ 
treten, kamen am Sonnabend vor dem Pfingſtfeſte 
mit ihrem Gepäck und ihren Verehrern ſchon 
Morgens nach dem Anhalter Bahnhofe. Statt 
das Gepäd, einige ſchwere Koffer, aufzugeben oder 
an ſicherer Stelle zu hinterlegen, ließen ſie es 
ohne Aufſicht auf dem Bahnſteig ſtehen. Um jo 
mehr aber kümmerten ſie ſich um die Verehrer. 
Mit dieſen feierten ſie ſo lange Abſchied, bis ſie 
den Zug verſäumten. Erſt Abends kehrten ſie 
zurück, um einen anderen Zug zu benutzen und 
wunderten ſich nun, daß ſie ihr Gepäck nicht 
wiederfanden. Die Koffer und Körbe waren ver⸗ 
ſchwunden und es gab ein großes Gejammer, da 
ſie für mehrere tauſend Mark Kleidungsſtücke uſw. 
enthalten ſollten. Die Bahnhofspolizei, die Kri⸗ 
minalpolizet und die Eiſenbahnverwaltung wurden 
in Bewegung geſetzt. Alle ſollten helfen, die 
Spitzbuben zu fangen. Die Polizei aber glaubte 
nicht, daß die ſchweren Koffer geſtohlen ſeien, und 
behielt damit Recht. Ein Gepäckträger hatte die 
Stücke ſtehen ſehen und im Drange der Arbeit, 
da ſich Niemand um ſie kümmerte, mit vielen 
anderen einem Dresdener Zuge zugeführt. Jetzt 
ſind ſie zur Freude der beſtohlenen Sängerinnen 
in Dresden wieder ermittelt worden. 


Eine 1500 jährige Leiche. Ein 
intereſſanter Fund iſt in Damendorf (Schleswig- 
Holſtein gemacht worden. Dort fanden vor einigen 
Tagen Arbeiter beim Torfſtechen eine gut erhaltene 
Leiche im Moor, welche mit einem groben, woll⸗ 
artigen Stoff bekleidet war, rothes Haar hatte und 
Sandalen an den Füßen trug. Dr. Splieth aus 
Kiel, ſofort von dem Funde benachrichtigt, ſchätzte 
das Alter der Leiche auf etwa 1500 Jahre. Schon 
vor einigen Jahren fand man in der Nähe des 
jetzigen Fundortes mehrere Münzen, welche nach 
Unterſuchung Sachverſtändiger ebenfalls aus den 
erſten Jahrhunderten nach Chriſti ſtammen. 


An Händen und Füßen gefeſſelt 
wurde heute Morgen um 5ů⅛ Uhr in Berlin vor 
dem Hauſe Görlitzer Ufer 11 die Leiche eines 
Mannes aus dem Landwehrkanal gelandet. Die 
Hände und ebenſo die Füße waren mit einem 
Strick zuſammengebunden. Trotzdem liegt wahr⸗ 
ſcheinlich kein Verbrechen vor. Er ſcheint vielmehr, 
daß der Mann ſich die Feſſeln ſelbſt angelegt hat, 
um den geſuchten Tod im Waſſer ſicher zu finden. 
Er hat ſich den Strick erſt um die Beine gelegt 
und dann mit dem Munde um die Hände. Die 
Leiche ſcheint nur etwa 3 bis 5 Tage im Waſſer 
geiegen zu haben. Bei ihr fand man Papiere, 
u. A. einen Pfandſchein und Poſtſcheine, die auf 
den Namen eines im Jahre 1871 geborenen 
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Schloſſers Karl K. lauten, der bis zum Jahre | 


1897 in der Invalidenſtraße wohnte und dann 
nach Rixdorf abgemeldet wurde. 


—— — — — — — jä—4w— — — 
Für die Redaction verantwortlich Karl Frank, Thorn. 


| Handelsnachrichten. 


Thorner Marktpreiſe von dienſtag, 12. Juni. 
Der Markt war mit Allem ziemlich beſchickt. 


Benennung 


. höchſt. 
reis. 
21A. 4 


Wellen ca kr . 100 Kilo 14 4014 80 
Roggen e . 13 5013 80 
Gere V 12 401130 — 
F „112 2012 80 
Stroh (Richt )) ũ⸗8 4—— — 
S e 2 5 50 650 
Erbſen N m —116|— 
Kartoffeln 50 Kilo] 2 501 3 — 
Weizenmehl E — —1— — 
Roggenmehl " —|i—1-|— 
G 2,3 Kilo] — 501 | — 
Rindfleiſch (Keule). en ee ee 4 2⁰ 
5 (Bauchfl. )) „ 180 ER AR 
Kalbfleiſ e „ 1480 1129 
Schweinefleiſc hh „ 1211420 
Hammel fleiſc h e 10 120 
Geräucherter Speck Fi 1140] 150 
Sen 3 " 140 — — 
C 1 3 
eine e e Br 1140 
a RR A ne ER Bien, 2 —1 2|40 
C 470 1 — 
echte * — 801 1 — 
ie ea A — 601 — — 
Breſſen 5 — 50 — 70 
Woehe 7 — 70 — 80 
Karauſ chen e — 801 1 5 555 
Jh lee — 201 — 30 
Fenn!!! ie. „Stück — ——— 
c BR 2 501 3 — 
Entenn u, Paar 2 50 3 50 
Hühner, alte Stüc 1 20 180 
„ junge. Paar — 80 160 
Tauben 0 — 601 — 70 
Herr a Here 1 Kilo] 1 601 2 20 
Eier Schock 2 | 40] 2 80 
Mich 1 Liter — 12. — — 
Petroleum nl 3 5 — 22 1— 25 
SORT en a Ä 1/01 
N „ (denat.) . F — 1351 


Außerdem koſteten: Kohlrabi pro Mandel 0,50 — 0,60 M., 
Blumenkohl pro Kopf 10—30 Pfg., Wirſingkohl pro Kopf 
0—00 bfg, Weißkohl pro Kopf 00-00 Pig, Rothkohl 
pro Kopf 00—00 Pf., Salat pro Köpfchen 3—5 Pfg. 
Spinat pro Pfd. 8—10 Pfg., Peterſilie pro Pack 0,5 
Pig, Schnittlauch pro 2 Bundchen 05 Pfg., Zwiebeln pro 
Kilo 20— 25 Pfg., Mohrrüben pro Bund 10 P'g, Sellerie 
pro Knolle 10— 15 Pfg., Rettig pro 3 Stück 00 Pfg. 
Meerettig pro Stange 20—35 Pfg., Radieschen pro Bund 
3—5 Pfg., Aepfel pro Pfd. 00 —00 Pfg., Kirſchen pro 
Pfd. 00—00 Pig., Stachelbeeren pro Pid. 25—30 Pfg., 
geſchlachtete Gänſe Stück 00 —(0 Mk. geſchlachtete Enten 
Stück 00—00 Mark Spargeln pro Kil. 0.801,20 M. 
Morcheln pro Mandel 00 —00 Pfg., Krebſe pro Schock 
2,50 4,00 M. 


Amtliche Notirungen der Danziger Börfe. 
Montag, den 11. Juni 1900. 


Für Getreide, Hülſenfrüchte und Oelſaaten werden außer 
dem notirten Preiſe 2 M. per Tonne ſogenannte Factorei⸗ 
Proviſion ufancemäßig vom Käufer an den Verkäufer vergütet. 


Es iſt in letzter Zeit häufig vorgekommen, 
daß Rerſonen, welche 
a] den Betrieb eines ſtehenden Gewerbes 
anfingen, 
b) das Gewerbe eines Anderen übernahmen 


und ſortſetzten und 
o) neben ihren bisherigen Gewerbe oder an 


Stelle dezſelben ein anderes Gewerbe 


anfingen, 
dießjeitd erſt zur Anmeldung des ſelben ange⸗ 
halten werden mußten. 
Wir nehmen demzufolge Veranlaſſung, die 
betreibenden darauf aufmerkſam zu 
machen, daß nach 3 52 des Gewerbeſteuer⸗ 
eſetzes vom 24. Juni 1891 bezw. Artikel 25 
— hierzu erlaſſenen Ausführungs⸗Anweiſung 
e 
er ober gleich ⸗ 
— uhr dem Gemeinde⸗ 


anzuzeigen iſt. 
ige muß entweder ſchriſtlich oder 
Pr erſtattet werden. Im leßteren 
Senft diefelbe in unſerem Bureau I — 
ſtelle — Nathhauß eine Tr. entgegen · 
A Wenn nun auch nach § 7 g. a. O 
Betriebe, bei denen weder der jährliche 
Ertrag 1500 Mk., noch das Aulage⸗ 

und ebskapital 30 


00 Mk. er 
verbinbet Biefer Hupand nicht 
„ 18 
Anmelb - 

Die Befolgung dieſer Vorſchriſten liegt im 
eigenen Snterelie des Gewerbetreibenden, 
denn nach § 70 des im Abſatz 2 erwähnten 
Weſetzes llen diejenigen Perſonen, welche 
die geſepl che Verpflichtung zur Anmeldung 
eine pflichtigen Gewerbebetriebes inner⸗ 


alb der vorgeſchriebenen Friſt nicht erfüllen, 
eine dem 3 — Betrage der einjährigen 
Steuer gleiche Geldſtrafe, während ſolche Per⸗ 
onen, welche die Anm eines ſteuer freien 
thenden Gewerbebetriebe unterlaſſen, auf 
rund der 95 147 und 148 der Reichs-Ge⸗ 
werbeor dnu mit Geldſtrafen und im Un, 
vermögensfalle mit Haft beſtraft werden. 
Thorn, den 10. Mai 1900. 
Der Magiſtrat. 
Steuerabtheſlung. 


Maſchiniſt u. Heizer 


der mit elektr. Betrieb und Reparaturen 
Beſcheid weiß, ſucht Stellung. Gute Zeug: 
niſſe ſtehen zur Verfügung. Off. unter 
S. 2200 bis zum 15. d. Mts. 
a. d. Exped. d. Ztg. erbet. 
2 Geſchäftsl., 6—9 Räume, kl. Bur. 
ſof. od. ſpat. z. verm. Gr. Bauplatz z verk. 


Zu erfragen Brombergerſtraße 16 18. 


1 


Die Anträge auf nachträgliche Genehmigung 
der Zahlung von Schadensvergütungen bei 
Anlagen, welche nach $ 11 des Naturalleiſtungs⸗ 
eſetzes von jeder Benutzung bei Truppen⸗ 

ungen ausgeſchloſſen bleiben ſollen, haben 
ſich nach einer Mittheilung des Königl. Kriegs⸗ 
miniſteriums vom 27. 2. 1900 Nr. 786,12. 99. 
B. 4 auffallend gemehrt. Die Schuld an dem 
unzuläſſigen Betreten derartiger Anlagen, 
insbeſondere junger Schonungen iſt in der 
Regel dem Umſtande zugeſchrieben worden, 
daß es ſich dei den Anpflanzungen um 
ehandelt habe, welche als ſolche 
nicht ohne Weiteres zu erkennen waren und 
die die Eigenthümer durch ausreichende 
Warnungs zeichen kenntlich zu machen unter 
laſſen haben. Erfahrungsmäßig werden der⸗ 
gleichen Ländereien aber 55 häufig ohne 
Rückſicht auf die Warnungszeichen betreten, 
auch auf anderen beſtellten, aber 

Ländereien 


Neuanlagen 


bei einer 1 
übungen außerhalb der Wege überhaupt nicht 
ftattfinden könnten. 
§ 11 Abſ. 2 des Naturalleiſtungsgeſetzes 
Ausgeſchloſſen von jeder e bei 
Truppen » Uebungen bleiben Gebäude, 
Wirihſchaſts⸗ und Hofräume, Gärten, 
Parkanlagen, Holzſchonungen, Dünen⸗ 
Anpflanzungen, Hopfengärten und 
Weinberge, ſowie die Verſuchsfelder 
land⸗ und forſtwirthſchaſtlicher Lehr⸗ 
anftalten und Verſuchsſtationen. 
Gegebenen Falls werden die Flurabſchätzungs⸗⸗ 
Kommiſſionen in Erwägung nehmen, ob dem 
Eigenthümer des beſchädigten Grundſtücks ein 
Verſchulden trifft, welches die Zurückweiſung 
einer Entſchädigungs forderung rechtfertigt. 
Thorn, den 21. April 1900. 


Der Magiſtrat. 


Chriſophlac 


18 Fußbodenanſtrich beftens bewährt 
ſofort trocknend u. geruch los, 


von Jedermann leicht anwendbar, 


gelbbraun, mahagoni, eichen, nußbaum 
und graufarbig. 


Franz Christoph, Berlin. 


Allein ächt in Thorn 
Anders & Co. 
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Zweigbureau: 


Telephn No, 1. 


Dividende im Jahre 1900: 30 bis 138% der Jahres- Norma 
je nach dem Alter der Berficherung. 
Vertreter in Thorn: Albert Olschewski, Bromb. Borftadt, Schulſtr.20 
Vertreter in Culmſee: O. v. Preetzmann. 
CP 
Druck und erlag der Nathsbuchdruaeten kirmst 


arienburg. 


HELIOS. 


Elektrieitäts - Aktiengesellschaft 


Königsberg i. Pr. Kneiph Langgasse 35 


Eingang Kohlmarkt. 


Telegrammadresse: Helios Königsbergpr. 
Elektrische Beleuchtungs- u. Kraftübertragungsanlagen in 
jeder Stromart und in jedem Umfange. 


Vollständige Centralen für Ortschaften u. Städte. 
Elektrische Strassenbahnen. 


Ausführliche Projekte u. Kostenanschläge unentgeltlich. 
Sorgfältigste den neuesten Erfahrungen der Technik entsprechende 


die zufolge des hohen Fettgehalts von ca. 80 
kraft und Sparſamkeit das großartigſte Erzeugni 


Ausführung und Lieferung. 
Jede Hausfrau mache einen Verſuch mit 


ͤin Bezug auf Wald: 
5 der Seifeninduſtrie iſt. 


Edelſtein⸗Seife nennt man mit 


Recht 
die Haushalt-Seife der Zukunft. 


Alleinige Fabrikanten: 


Mühlenbein & Nagel, Zerbst i. Auh. 


Gothaer Lebensversicherungsbank 
Verſicherungsbeſtaud am 1. März 1900: 775½ Millionen Mark. 
> . un Ipränie, 5 


Millionen 


eck, Kern, 


Indus triebahnen. 
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Weizen per Tonne von 1000 Kilo 


gr. 1 
ee Hodbunt und weiß 1750-759 Eu 


. bez. 
inländiſch bunt 713—756 Gr. 143—149 M. bez. 
inländ, roth 791 Gr. 153 Mk. bez. 

Roggen per Tonne von 1000 Kilogramm per 714 6. 
Normalgewicht 

inländiſch grobkörnig 726 Gr. 143 M. bez. 
tranſito feinkörnig 697—723 Gr. 103 M. bez. 

Erbſen per Tonne von 1000 Kilogr. 

inländiſch weiße 131 —135 M. bez. 
Hafer per Tonne von 1000 Kilogr. 

inländiſcher 126 M. bez. 

tranfito 96—97 M. bez. 

Kleie per 50 Klg. Weizen: 4,15—4,30 M. bez. 

& Roggen» 4,82½ 4,85 M. bez. 

Der Vorſtand der Producten Börſe. 


Amtl. Bericht der Bromberger Handelskammer. 
Bromberg, 11. Juni 1900. 
Weizen 130— 150 Mark, abfallende Qualität unter Notiz. 


Roggen, geſunde Qualität 132—142 Mk., feuchte ab⸗ 
fallende Qualität unter Notiz. . 


Gerſte 118—125 Mk. — Braugerſte nom. b. 135 Mt., 
feinfte, über Notiz. 

Hafer 130—135 Mt. 

Futtererbſen nominell ohne Preis. 


Kocherbſen 
149 —150 Mk. 


Bestellen Sie zum 


ARSTER N TEE Le 
. ei d el 8 foffe Vergleiche d. reich- 
baldige Collection 


der Mechanischen Seidenstoff- Weberei 


MICHELS & Cle BERLIN 


Leipziger Strasse 43, Ecke Markgrafenstr. 
Deutschl. grösstes Speeialh. f. Seidenstoffe u. Sammete. 


I I. M. d. Königin Mutter d. Niederlande. 
Hoflieferanten I. H. d. Prinzessin Aribert von Anhalt. 


hre dem Ehre gebührt! 


S Wochen vollſtändi eit. 22 
ſowie der Gräfin, er deren Bericht ich in der 
Zeitung geleſen, meinen beſten Dauk. 
Mit aller Hochachtung 
Chriſt. Ackermann, Rentier. 
Altona bei Hamburg, Reichenſtraße 6. 


Beſtandtheile: Innere Nußrinde 50, 
Wallnußſchale 56, Ulmenrinde 75, —— 
genblätter 50, Eryngtiblätter 35, Scabioſenblätter 
56, Lemusblätter 75, Bimmſtein 1.50, rothe 
Sandelholz 75, Bardannawurzel 44. I 
350, Radic, 


Eryngitwurzel 57 — N 
Graswurzel 75, Lapa 107, — /25, 


75, Saſſaparillwurzel 35, Fenchel, roͤm. 8.50, 
weiß. Senf 3.50, Nachtſchattenſtengel 75. 


Bekanntmachung. ſ—ñ Sccÿéldſſergeſellen 
Malzextrakt⸗Bier (Stammbier), 


eignet ſich vorzüglich des geringen Alkoholgehalts wegen für ſchwächliche Veifonen, wirkt ftäu.end 
und k äftigend für nährende Mütter, bei Blutarmuth, Appetitkoſigkeit, ſchwacher Verdauung, 
Heiſerkeit ꝛe., kann ohne Befürchtung für ſchlimme Folgen ſtets genoſſen werden. 

rdensbrauerei 


Alleinverkanf in Thorn: A. Kirmes. 
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und 2 Lehrlinge können eintreten bei 
Herrmann Riemer. Schloſſermſtr., 
1 Thorn III. 
7 
Einen Laufburſchen, 
Bromberger ohnend 


Vorſtadt w N 
ſucht von ſofort die Buchhandlung von 


Walter Lambeck. 
Suche zum 1. oder 15. Juli cr. nach 


Oſterode Oſtpr. Köchin 
die auch Hausarbeit übernimmt. 


Kellerräume 


zum Lagern von Honig ꝛc. möͤglichſt 

Neuſtädt. Markt geſucht. 
Honigkuchenfabrik 

Herrmann Thomas, Thorn. 


1 fein möblirtes Vorder zimmer 
iſt v. fof. zu verm. Brückenſtr. 17, II. 


Mehrere Kl. Wohnungen 
von fofort zu vermlethen. Bäckerſtraßße . 
Wohnungen, 
Schulſtraßße 10, 1. Etage von Herrn Major 
Zimmer bewohnt 8 ſofort oder jpäter 


iethen. — Schulſtraßte 12, 2 Etage, 
BP Fer e Troschel bewohnt vom 


Oktob 2 i 2 
2 3 Ba beſtr. 17. 


Vorderwohnung, 


tehrnd aus Stube, Küche, Kammer, Boden 
hing 68 Thaler zum 1. Juli zu vermieth. 


A. Block, Heiligegeiſtſtr. 6—10. 
Eine Wohnun 


zu verm. Carl Schutze, Strobanditr. 1. 


Herrſcha e Wohnung, 
Ka) 
Groß. u. kl. möbl. Zimmer 
eee ee 

Herrſchaftlice Wohnung 


mit Balkon u. Zubehör fof. zu vermieth. 
Zu erfragen Bäckerſtraße 45. 


pay mee dig 


